
setzen, kam einer ideologischen Entwaffnung des Proletariats in seinem Klassen
kampf gegen die Bourgeoisie gleich. Sowohl Marx und Engels als auch später Lenin 
bezeichneten daher die Losung vom „freien Volksstaat" als opportunistisch und 
irreführend. Sie stellten ihr die wissenschaftliche Theorie von der Diktatur des 
Proletariats als einer unumgänglichen Bedingung für den Sieg des Sozialismus ent
gegen.

Diese Polemik ist auch in der Gegenwart gegenüber Vorstellungen am Platze 
und aktuell, die glauben machen möchten, daß es möglich sei, unter Umgehung der 
Diktatur des Proletariats und ohne sie den Sozialismus und Kommunismus zu er
richten. Die Errichtung und die erfolgreiche Verwirklichung der Diktatur des Prole
tariats ist — wie alle historische Erfahrung zeigt —, eine gesetzmäßige, d. h. unver
meidbare Entwicklungsetappe auf dem Weg zum Kommunismus.

Völlig anders sind aber die gesellschaftlichen Existenzbedingungen des Staates 
in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft. Jetzt verwandelt sich der sozia
listische Staat tatsächlich in ein Organ des ganzen Volkes, nachdem er seine Funk
tion als Organ der Klassenherrschaft des Proletariats über die gestürzten Ausbeu
terklassen erfüllt und den Sozialismus endgültig zum Sieg geführt hat.

Die politisch-juristische Verallgemeinerung und Verankerung der ökonomischen, poli
tischen, sozialen und kulturellen Errungenschaften dieser neuen Entwicklungsstufe der 
sozialistischen Gesellschaft und ihres Staates, die bisher nur in der Sowjetunion erreicht 
wurde, sowie die sich daraus ergebenden Aufgaben für Gesellschaft, Staat und Bürger, 
ihre Beziehungen zueinander, ihre Rechte, Pflichten und deren ökonomische, politisch
soziale und juristische Garantien erfolgte am 7. Oktober 1977 mit der Annahme der 
neuen Verfassung der UdSSR durch den Obersten Sowjet der UdSSR. Sie konstatiert 
in ihrer Präambel, daß in der UdSSR die entwickelte sozialistische Gesellschaft aufge
baut wurde, gibt eine sozialökonomische und politisch-ideologische Charakteristik die
ser Gesellschaft und bestimmt als Hauptaufgaben des sozialistischen Staates des gan
zen Volkes, „die materiell-technische Basis des Kommunismus zu schaffen, die sozia
listischen gesellschaftlichen Beziehungen zu vervollkommnen und in kommunistische 
umzugestalten, den Menschen der kommunistischen Gesellschaft zu erziehen, das ma
terielle und kulturelle Lebensniveau der Werktätigen zu erhöhen, die Sicherheit des 
Landes zu gewährleisten und zur Festigung des Friedens sowie zur Entwicklung der 
internationalen Zusammenarbeit beizutragen."
Artikel 1 der Verfassung kennzeichnet die UdSSR als „sozialistischen Staat des ganzen 
Volkes, der den Willen und die Interessen der Arbeiter, der Bauern und der Intelligenz, 
der Werktätigen aller Nationen und Völkerschaften des Landes zum Ausdruck bringt." 
Alle Macht gehört dem Volk, das sie als staatliche Macht durch die Sowjets der Volks
deputierten ausübt (Art. 2). Zu den Aussagen der Verfassung über das Wesen des sozia
listischen Staates des ganzen Volkes gehört auch die im ersten Kapitel erfolgte Ein
ordnung des Staates in die Wirksamkeit der gesamten politischen Organisation der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft, sein Zusammenwirken mit den gesellschaft
lichen Organisationen und Arbeitskollektiven, deren bedeutsame Rolle bei der Ent
scheidung der staatlichen und gesellschaftlichen Angelegenheiten, die verfassungsrecht
liche Verankerung der Rolle der KPdSU als „die führende und lenkende Kraft der so
wjetischen Gesellschaft, der Kern ihres politischen Systems, der staatlichen Organe und 
gesellschaftlichen Organisationen" (Art. 6) sowie die Festlegung der weiteren Entfal
tung der sozialistischen Demokratie als Hauptrichtung der Entwicklung des politischen 
Systems der sowjetischen Gesellschaft (Art. 9).
Ökonomische Grundlage des Staates bildet das sozialistische Eigentum an den Produk
tionsmitteln in Form des staatlichen, kollektivwirtschaftlichen und anderen genossen
schaftlichen Eigentums, auf dem das Wirtschaftssystem der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft beruht. Soziale Grundlage ist nach Art. 19 das „unzerstörbare Bündnis der
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